
FINANZEN DER STADT ZÜRICH – EINE AUSLEGEORDNUNG

Der links-grüne Lifestyle ist fremdfinanziert
Die Stadt Zürich hält für neugeborene Kinder ein besonderes Geschenk bereit. Jeder Säugling erhält mit 
seiner Geburt 13 611 Franken Schulden. Die selbstgefühlt Sozialen leben auf Kosten anderer: der nachfolgenden 
Generationen, der Grossfirmen und der Landbevölkerung.

Der Stadtrat budgetiert für das Jahr 
2022 eine Nettoverschuldung von 6,2 
Milliarden Franken. Jeder Einwohner 
der Stadt Zürich ist demnach mit 
13 611 Franken verschuldet. Um diesen 
Schuldgenberg abzutragen, müsste der 
Anteil der direkten Steuern natürlicher 

und juristischer Personen auf 223,5% 
erhöht werden. Nun hat man sich das 
günstige Zinsumfeld durchaus zu­
nutze gemacht, wodurch der Zinsbe­
lastungsanteil bis ins Jahr 2022 auf 
0,7% vermindert werden kann. 

Der Stadtrat wird zu seiner Entlas­
tung auch ins Feld führen, dass ein An­
teil des Fremdkapitals auf gebührenfi­
nanzierte Bereiche zurückzuführen sei. 
Die jährliche Entwicklung zeigt aber 
ein alarmierendes Bild. So betrug die 

Nettoverschuldung im Jahr 2020 noch 
4,3 Milliarden Franken, im Budget 2021 
geht man bereits von 5,3 Milliarden 
Franken aus und für 2022 wird mit den 
erwähnten 6,2 Milliarden Nettoschul­
den gerechnet. Und dies trotz Steuer­
einnahmen, die auf einem Allzeithoch 
liegen. 

Damit die sozialistische Party kei­
nen Abbruch erleidet, plant die Regie­
rung deshalb, das Eigenkapital der 
Stadt Zürich aufzubrauchen. 

Der Stadtrat rechnet bis ins Jahr 
2025 mit einem Rückgang des Eigen­
kapitals auf rund 600 Millionen Fran­
ken, ausgehend von 1,5 Milliarden Fran­
ken per Rechnung 2020. 

Anschliessend sollen jährlich weite­
re 200 Millionen Franken Eigenkapital 
aufgelöst werden. Somit steht die Stadt 
Zürich im Jahr 2028 ohne Eigenkapital 
da.

Feindbild wird zur Kasse  
gebeten
Der jährliche Fiskalertrag von rund 
drei Milliarden Franken reicht dem­
nach nicht aus, um den überfrachte­
ten Dampfer auf Kurs zu halten. Doch 
auch bei den Steuereinnahmen zeigt 
sich ein interessantes Bild. Man lässt 
sich den links-grünen Lebensstil zu 
einem grossen Teil fremdfinanzieren. 
Lediglich 56% der direkten Steuern 

stammen von den natürlichen Perso­
nen. Der restliche Ertrag kommt aus 
den direkten Steuern der juristischen 
Personen (28%), der Vermögensgewinn­
steuer (11%) und der Quellensteuer 

(5%). Der sozialistische Lifestyle wird 
also massgeblich durch das politische 
Feindbild, welches man systematisch 
bekämpft, aufrechterhalten: Der Finanz- 
und Versicherungsbranche sowie der 
Vermögenden.

Verwaltung frisst alle Steuer- 
erträge
Das Leben auf Kosten der anderen wird 
auch durch den Personalaufwand der 
Stadtverwaltung untermauert. Dieser 
beläuft sich auf rund drei Milliarden 
Franken. Kommt Ihnen diese Zahl be­
kannt vor? Richtig. Drei Milliarden 
Franken beträgt auch der Fiskalertrag. 
Das heisst, dass die gesamten Steuerein­
nahmen der Stadt Zürich direkt in das 
Verwaltungspersonal abfliessen. Nichts 
bleibt aus den Steuereinnahmen mehr 
übrig zur Deckung der Sachkosten und 
Investitionen.

Im Jahr 2022 wird die Stadtverwal­
tung 23 499 Stellenwerte umfassen. 
Nun wird seitens des Stadtrats gerne 
argumentiert, dass die Stellenentwick­
lung dem Bevölkerungswachstum ge­
schuldet sei. 

Bei eingehender Analyse zeigt sich 
aber, dass die Stadtverwaltung gene­
rell stärker wächst als die Bevölkerung. 
Es wäre auch legitim, zu fragen, wes­
halb sich die Verwaltung denn über­
haupt proportional zur Bevölkerungs­

zahl entwickeln muss, da jährlich Milli­
oneninvestitionen in die Informatik 
getätigt werden und so die Geschäfts­
prozesse doch einen zunehmenden Au­
tomatisierungsgrad aufweisen müssten.

Kein Wort vom Zentrumsnutzen
Die Stadt Zürich braucht also immer 
mehr Geld und dafür wird auch die 
Landbevölkerung zur Kasse gebeten. 
Notabene jene Menschen, die Links-

Grün eigentlich nicht in der Stadt haben 
möchte. Hierzu hat die Stadt über die 
letzten Jahre eine virtuelle Stadtmauer 

mittels Lichtsignalanlagen und Kapa­
zitätsrückbauten errichtet und wer 
dieses Bollwerk überwindet, soll ja kei­
nen Parkplatz vorfinden. Man schottet 
sich gegen die Landbevölkerung ab, 
kassiert aber sehr gerne den sogenann­
ten Zentrumslastenausgleich von jähr­
lich über 400 Millionen Franken. Und 
während man über Zentrumslasten 
spricht, lässt man den Zentrumsnut­
zen gerne unerwähnt. Unter anderem 
führt Zürichs Standortvorteil zu den 
hohen Steuererträgen bei den juristi­
schen Personen.

Und auch für den nächsten links-
grünen Streich soll die Landbevölke­
rung wieder bezahlen. 

Mit der unbedachten Einführung 
von flächendeckend Tempo 30 entste­
hen beim ÖV enorme Mehrkosten, die 
man natürlich vom Kanton vergütet 
haben möchte.

ÜBER 3000 UNTERSCHRIFTEN GEGEN DIE SCHEINLEGALISIERUNG VON SANS-PAPIERS

Referendum gegen Rahmenkredit zur  
«Züri City-Card» eingereicht 
Obwohl der Bundesrat wie auch der Zürcher Regierungsrat mehrmals festgehalten haben, dass ein städtischer Ausweis 
wie die «Züri City-Card» gegen Bundesrecht verstösst, wollen Stadt- und Gemeinderat weitere 3,2 Mio. Steuergelder 
einsetzen, um das Projekt weiterzuverfolgen. 

Dass das Ausländer- und Asylrecht ab­
schliessend auf Bundesebene geregelt 
ist und Städte bzw. Kantone hier keine 
Kompetenzen haben, beeindruckt sie 
nicht. Gegen diese sinnlose Verschleu­
derung von Steuergeldern hat sich ein 
überparteiliches Komitee aus Vertretern 
von EVP, FDP, SVP sowie Jungfreisinni­
gen und JSVP gebildet. 

Anfang Woche wurde das Referen­
dum mit 3053 Unterschriften einge­
reicht. Damit kann die Stimmbevölke­
rung im kommenden Jahr über den 
Kredit entscheiden.

Schlussspurt par excellence
Für ein Referendum in der Stadt Zü­
rich sind an sich 2000 Unterschriften 
innert 60 Tagen zu sammeln. Dass nun 
über 3000 Unterschriften zusammen­
gekommen sind, ist somit ein starkes 
Signal. 

Der Effort, den Kontakt mit den Leu­
ten auf der Strasse zu suchen und sie 
zum eigenen Widerstand gegen die 
missratene links-grüne Politik zu mo­
bilisieren, hat sich gelohnt. Nationalrat 

Mauro Tuena windet allen Beteiligten 
ein grosses Kränzchen: «Allein letzten 
Samstag haben wir in einer grossange­
legten Aktion in nahezu sämtlichen 

Stadtkreisen im Schlussspurt abermals 
mehrere hundert Unterschriften ge­
sammelt. Das ist eine Meiserleistung! 
Vielen herzlichen Dank.»

VORBILDLICHER SCHLUSSSPURT BEIM UNTERSCHRIFTENSAMMELN

Wer viel wagt, viel gewinnt

Wie die Titanic fährt die rot-grüne Stadtregierung trotz Warnungen finanziell mit Volldampf auf den Eisberg zu. � Bild Wikipedia

Roland Scheck
Kantonsrat SVP
Stadtratskandidat
Zürich

Stunde der Wahrheit: Gruppenbild vor der Übergabe der Unterschriften  
im Stadthaus.

Die SVP Kreis 6 hat am vergangenen Samstag am Schaffhauserplatz 
Unterschriften gegen die Züri-City-Card gesammelt und gleichzeitig Flyer 
gegen das Energiegesetz verteilt. V.l.n.r. Alt Gemeinderat Thomas Monn, 
Gemeinderatskandidatin Brigitte Steiger und Gemeinderat Walter Anken.

«Für 2022 wird mit  
6,2 Milliarden Netto- 
schulden gerechnet.»

«Lediglich 56% der direkten 
Steuern stammen von den 
natürlichen Personen.»

Die Stadt hat über die letzten Jahre eine virtuelle Stadtmauer mittels 
Lichtsignalanlagen und Kapazitätsrückbauten errichtet. 

«Nichts bleibt aus den 
Steuereinnahmen mehr 
übrig zur Deckung der 
Sachkosten und Inves
titionen.»

«Bei eingehender Analyse 
zeigt sich, dass die Stadtver
waltung generell stärker 
wächst als die Bevölkerung.»
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